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„ Vorwärts ! Ihr Tüchtigſten !
„ Rückwärts ! Ihr Nichtigſten ! — —

Weltbewegender Aufſturm zum Licht — —

Heulender Abzug — zur unterſten Schicht — —

„ Untüchtiger Wicht ! “
—Spricht der Stufer Gericht —

„ Für dich gibt es Niſcht ! “

„ O, humilis servus , tristis Pixavis ,

„ Sapienti est satis ( dem Kenner es klar iſt )

„ Wäreſt Du nach A, B, C, E oder EM gegangen ,

„ Tort würd es dir ſicher zum Referenten noch langen !

„ Doch was du in „ D“ drei Jahrzehnte geſchrieben ,
„ Iſt für die Einſtufer — Makulatur nur geblieben — —

„ Bauräte , Direktoren — erſtklaſſiſche Schimmel — —

„ Die einen vergraben — die andern im — Himmel —

„ Cavetel Graubärte ! Epigonia ſtürmt an — — —

„ Doch die nächſte Einkrippung — bringt ſchon andere dran ! “ -

Drum aufwärts die Herzen — zur Arbeit bereit !

Als Troſt für uns alle im ekligen Streit :

Den Schätzern auch winkt einſt — die Sterblichkeit !

Pantas Despiciens , Philoſoph .

Reichsbeſoldungsgeſetz .

( Vom 30. April 1920 . ) ( RGBl Nr . 96 v. 1920. )

§ 1. Das der Berechnung der Penſion zugrunde zu legende

Dienſteinkommen der Reichsbeamten beſteht unbeſchadet der Be⸗

ſtimmungen des Reichshaushaltsplans aus

a) dem Grundgehalt ( Abſchnitt I ) ,

b) dem Ortszuſchlag ( Abſchnitt II ) .

Neben dieſem Dienſteinkommen erhalten die Beamten

a) Kinderzuſchläge ( Abſchnitt III ) ,

b) Teuerungszuſchläge ( Abſchnitt IV ) .

In gleicher Weiſe werden die Soldaten der Wehrmacht nach

den Vorſchriften dieſes Geſetzes abgefunden .

I . Grundgehalt .

§ 2. Den planmäßigen Reichsbeamten und den Soldaten der

Wehrmacht wird das Grundgehalt nach der beiliegenden Beſol⸗

dungsordnung I , den Beamten des Reichstags nach der beiliegen⸗

den Beſoldungsordnung II gewährt .

§ 3. Laufende Bezüge dürfen den Beamten aus dem Haupt⸗
amt nur gewährt werden , wenn ſie in dieſem Geſetze vorgeſehen

ſind .
Die Eiſenbahnbeamten der Beſoldungsgruppen 1 bis V, ſo⸗

weit ſie dem Bahn⸗ , Stellwerks⸗ und Wagen⸗Unterhaltungs⸗

dienſte ſowie dem Zugbegleit⸗ , Weichen⸗ Verſchiebe⸗ , Betriebs⸗

aufſichts⸗ und Lokomotivdienſt angehören , erhalten für die Dauer

der Beſchäftigung in einem dieſer Dienſtzweige eine durch den
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Reichshaushaltsplan auszubringende penſionsfähige jährliche

Betriebszulage von 400 Mark . 5

Im übrigen dürfen Zulagen nur inſoweit fortgezahlt oder be⸗

willigt werden , als der Reichshaushaltsplan dies beſtimmt oder

beſondere Mittel dazu zur Verfügung ſtellt . In gleicher Weiſe
können in Ausnahmefällen Vergütungen für Nebenämter und

Nebenbeſchäftigungen gewährt werden .

S 4 . Die Grundgehälter der planmäßigen Beamten mit Aus⸗

nahme der Beamten des Bureaus des Reichspräſidenten und der

Reichskanzlei werden , ſoweit nicht Einzelgehälter vorgeſehen ſind ,

nach Dienſtaltersſtufen geregelt .

Sie ſteigen von zwei zu zwei Jahren bis zur Erreichung des

Höchſtgehalts . Die Dienſtalterszulagen werden vom Erſten des

Monats an gezahlt , in den der Eintritt in die neue Dienſtalters⸗

ſtufe fällt .
Die Beamten des Bureaus des Reichspräſidenten und der

Reichskanzlei werden in die Gehaltsſtufen nach dem Ermeſſen
des Reichspräſidenten oder des Reichskanzlers eingewieſen .

§ 5. Das Beſoldungsdienſtalter der planmäßigen Reichsbe⸗
amten beginnt mit dem Tage der Anſtellung in der jeweiligen

planmäßigen Stelle , ſoweit nicht auf Grund dieſes Geſetzes etwas

anderes beſtimmt oder zugelaſſen iſt . Von dieſem Zeitpunkt ab

ſind die Zeitabſchnitte für das Verbleiben im Anfangsgehalt und

für das Aufſteigen in die höheren Gehaltsſtufen zu rechnen . Als

Tag der planmäßigen Anſtellung gilt der Tag , von dem ab das

Dienſteinkommen der Stelle bezogen wird .

Die diätariſche Dienſtzeit darf fünf Jahre , bei Militäranwär⸗

tern vier Jahre , bei den bis zum Inkvafttreten dieſes Geſetzes

angenommenen Poſt⸗ , Telegraphen⸗ , Fernſprech⸗ und Schreibge⸗

hilfinnen acht Jahre nicht überſteigen . Die Zahl der einzu⸗
ſtellenden Anwärter iſt alljährlich von den zuſtändigen Miniſtern

18
Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen feſtzu⸗

etzen .
Den Militäranwärtern wird bei der erſten planmäßigen An⸗

ſtellung , wenn ſie im Heere oder in der Marine

a) neun Jahre oder weniger gedient haben , die tatſächlich ab⸗

geleiſtete Dienſtzeit bis zu einem Jahre ,
b) über neun Jahre gedient haben , außerdem die Militär⸗

oder Marinedienſtzeit , ſoweit ſie und die nachfolgende Zi⸗
vildienſtzeit neun Jahre überſteigt , mit der darüber hin⸗
ausgehenden Zeit , höchſtens aber mit weiteren vier Jahren

auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet .

Militäranwärtern kann bei der erſtmaligen Beförderung in
Stellen einer höheren Beſoldungsgruppe die Militär⸗ oder Ma⸗

rinedienſtzeit inſoweit angerechnet werden , als nicht ſchon die
bei der erſten planmäßigen Anſtellung in einer niedrigeren Be⸗

ſoldungsgruppe ſtattgehabte Anrechnung zu einer gleichen Ver⸗

e des Dienſteinkommens in der neuen Beſoldungsgruppe
führt .

Die Militär⸗ und Marinedienſtzeit der Militäranwärter wird
neben der diätariſchen Dienſtzeit angerechnet .



Die vor dem vollendeten ſiebzehnten Lebensjahre liegende Mi⸗

litär⸗ und Marinedienſtzeit bleibt außer Betracht , ſoweit es ſich

nicht um eine tatſächlich geleiſtete Kriegsdienſtzeit handelt .

§S 6. Das Beſoldungsdienſtalter der Soldaten der Wehrmacht

beginnt mit dem Tage des Dienſtantritts .
§ 7. Ob und wieweit zum Ausgleich von Härten die außer⸗

planmäßige Dienſtzeit in einem anderen Zweige des Reichs⸗

dienſtes , eine außerhalb des Reichsbeamtenverhältniſſes zurück⸗

gelegte Dienſtzeit oder die Zeit einer praktiſchen Beſchäftigung

auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden kann , beſtimmt
die oberſte Reichsbehörde im Einvernehmen mit dem Reichsmi⸗

niſter der Finanzen . Die Anrechnung der Zeit , die nicht im Ver⸗

hältnis eines Reichs⸗ oder Landesbeamten verbracht iſt , darf die

Hälfte der Geſamtaufrückungszeit der Beſoldungsgruppe nicht

überſteigen , in der der Beamte planmäßig angeſtellt wird ; dar⸗

über hinaus kann in beſonderen Fällen eine Vorrückung des

Beſoldungsdienſtalters aus Billigkeitsgründen zugelaſſen werden .

§ 8. Beim Übertritt aus einer Beſoldungsgruppe in eine

höhere erhält der Beamte ſtets den nächſthöheren Gehaltsſatz . Er

verbleibt in ihm die volle für das weitere Aufſteigen im Gehalte

vorgeſchriebene Zeit . Wäre er jedoch in der verlaſſenen Beſol⸗

dungsgruppe ſchon vor Ablauf dieſer Zeit in den nächſthöheren
Gehaltsſatz aufgeſtiegen und damit in den Bezug eines Gehalts

gelangt , das über das ihm in der neuen Gruppe gewährte hin⸗

ausgeht oder ihm gleichkommt , ſo ſteigt er auch in der neuen Be⸗

ſoldungsgruppe in den nächſthöheren Gehaltsſatz bereits zu der⸗

ſelben Zeit , zu der er in der verlaſſenen Gruppe aufgeſtiegen

ſein würde .
Das Beſoldungsdienſtalter darf bei einem Übertritt in die

nächſthöhere Beſoldungsgruppe nicht um mehr als vier Jahre ,
beim Übertritt aus Gruppe XII in Gruppe XIII nicht um mehr
als ſechs Jahre verkürzt werden . Werden bei einer Beförderung

Beſoldungsgruppen überſprungen , ſo iſt das Beſoldungsdienſt⸗
alter ſo feſtzuſetzen , wie wenn der Beamte zunächſt in die dazwi⸗

ſchen liegenden Gruppen eingetreten wäre .
Beim Übertritt aus einer höheren in eine niedrigere Beſol⸗

dungsgruppe wird das Beſoldungsdienſtalter durch die oberſte

Reichsbehörde im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der

Finanzen feſtgeſetzt .
Das Beſoldungsdienſtalter der Soldaten der Wehrmacht , welche

unter Verbleiben in derſelben Beſoldungsgruppe befördert wer⸗

den , wird um zwei Jahre vorgerückt .
Bei der Übernahme von Soldaten der Wehrmacht in den Zivil⸗

dienſt wird das Beſoldungsdienſtalter nach §8 5, 7 feſtgeſetzt .

§ 8 Abſ . 1 bis 3 gilt nicht .
§ 9. Die außerplanmäßigen Beamten erhalten bei voller Be⸗

ſchäftigung im Reichsienſt Diäten nach Maßgabe der beiliegenden
Diätenordnung .

Dienſtalterszulagen werden vom Erſten des Monats an ge⸗
gahlt , in den der Eintritt in die neue Dienſtaltersſtufe fällt .

§ 10. Als Zeitpunkt für den Beginn der diätariſchen Beſchäf⸗

tigung ( Diätariendienſtalter ) gilt bei den Beamten , welche ihre

Laufbahn als Zivilſupernumerare oder in einem ähnlichen Ver⸗



hältnis begonnen und beſtimmungsgemäß einen Vorbereitungs⸗
dienſt zu vollenden haben , ſowie bei den als Poſt⸗ und Telegra⸗
phengehilfen angenommenen Beamten der Ablauf von drei Jah⸗
ren ſeit dem Antritt des Vorbereitungsdienſtes . Dieſe Zeit ver⸗
längert ſich um ſo viel , als der Beamte die etwa vorgeſchriebene
Prüfung durch eigenes Verſchulden verſpätet abgelegt hat .

Als diätariſche Beſchäftigung gilt auch eine volle Beſchäftigung
gegen Lohn oder Schreibgebühren , die der Beamte im privat⸗
rechtlichen Vertragsverhältnis eines Dienſtverpflichteten geleiſtet
hat , ſofern er mit Ausſicht auf dauernde Verwendung ſtändig
und hauptſächlich mit den Dienſtverrichtungen eines Beamten
betraut geweſen iſt und dieſe Beſchäftigung in unmittelbarem

Anſchluß daran bei dem gleichen Dienſtzweig zur übernahme in
das Beamtenverhältnis geführt hat . Die vor dem vollendeten

zwanzigſten Lebensjahre zurückgelegte Dienſtzeit bleibt hierbei
unberückſichtigt .

§ 11. Der Beamte iſt von der Feſtſetzung ſeines Beſoldungs⸗
dienſtalters ſchriftlich zu benachrichtigen .

Die Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden über die Feſt⸗
ſetzung des Beſoldungsdienſtalters ſind für die Beurteilung der
vor dem Gerichte geltend gemachten vermögensrechtlichen An⸗

ſprüche maßgebend .
Auf die Gewährung der Dienſtalterszulagen haben die plan⸗

mäßigen Beamten einen Rechtsanſpruch . Der Anſpruch ruht ,
ſolange ein förmliches Diſziplinarverfahren oder wegen eines
Verbrechens oder Vergehens ein Hauptverfahren oder eine Vor⸗

unterſuchung ſchwebt .
Führt das Verfahren zum Verluſte des Amtes , ſo findet eine

Nachzahlung des zurückbehaltenen Mehrgehalts nicht ſtatt .

II . Ortszuſchlag .

§ 12. Die planmäßigen Beamten erhalten , wenn ſie ihren
dienſtlichen Wohnſitz im Deutſchen Reiche haben , einen Ortszu⸗
ſchlag nach dem als Anlage 4 beigefügten Tarife .

Die außerplanmäßigen Beamten erhalten bei voller Beſchäf⸗
tigung im Reichsdienſt vom Beginne des Diätariendienſtalters an
80 vom Hundert des Ortszuſchlags , den ſie in der erſten Ge⸗
haltsſtufe der Beſoldungsgruppe beziehen würden , in der ſie
beim regelmäßigen Verlauf ihrer Dienſtlaufbahn zuerſt plan⸗
mäßig angeſtellt werden .

§ 13. Bei Einräumung einer Dienſtwohnung wird dieſe dem
Beanmten , falls das Anfangsgrundgehalt ſeiner Beſoldungs⸗
gruppe ſiebentauſend Mark nicht überſchreitet , mit 30 vom Hun⸗

dert , falls es ſiebentauſend Mark , aber nicht elftauſend Mark
überſchreitet , mit 40 vom Hundert , im übrigen mit 50 vom Hun⸗
dert des höchſten Ortszuſchlags ſeiner Beſoldungsgruppe ein⸗
ſchließlich des Teuerungszuſchlags ( § 17) auf den ihm zuſtehen⸗
den Ortszuſchlag angerechnet . Bei außerplanmäßigen Beam⸗
ten wird der Anrechnung der höchſte Ortszuſchlag der Beſol⸗
dungsgruppe zugrunde gelegt , in der ſie beim regelmäßigen Ver⸗
lauf ihrer Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig angeſtellt werden .
Wird nach § 12 der Ortszuſchlag nur mit 80 vom Hundert ge⸗



währt , ſo wird der für die Dienſtwohnung anzurechnende Be⸗

trag nach dem gekürzten Ortszuſchlage bemeſſen .

Erſcheint die Regelung nach Abſ . i im Einzelfall unbillig ſo

kann der anzurechnende Betrag auf Antrag des Beamten von

der zuſtändigen Behörde unter Mitwirkung der örtlichen Be⸗

amtenvertretung anderweit feſtgeſetzt werden .
§ 14. Der Ortszuſchlag wird nach dem Ortsſatz des dienſt⸗

lichen Wohnſitzes gewährt .
Bei einer Verſetzung erliſcht der Anſpruch auf den dem bis⸗

herigen Wohnſitz entſprechenden Satz des Ortszuſchlags mit dem

Zeitpunkt , mit welchem der Bezug des Gehalts oder der Diäten

der bisherigen Dienſtſtelle aufhört .

Bei Dienſtleiſtungen , die eine Verlegung des dienſtlichen

Wohnſitzes zur Folge haben , wird der Ortszuſchlag vom Erſten

des auf die Anderung des dienſtlichen Wohnſitzes folgenden Mo⸗
nats nach dem Ortsſatz des Dienſtleiſtungsorts gezahlt . Fin⸗

det die Anderung des dienſtlichen Wohnſitzes am Erſten eines

Monats ſtatt , ſo tritt der Wechſel im Ortsſatz ſchon mit dieſem

Monat ein .

Hat die Verlegung des dienſtlichen Wohnſitzes gemäß Abſ . 2

und 3 an einen Ort , der zu einer niedrigeren Ortsklaſſe gehört ,

eine Verminderung des Ortszuſchlags zur Folge , ſo wird hier⸗

durch ein Entſchädigungsanſpruch nicht begründet .

§ 15 . Der Bemeſſung der Penſion wird der Durchſchnitts⸗

ſatz des vollen Ortszuſchlags für ſämtliche Ortsklaſſen zugrunde

gelegt , auch falls der Beamte einen Ortszuſchlag nicht oder nur

teilweiſe basieht .
Abgeſehen von der Penſionierung gilt der tatſächlich bezogene

Ortszuſchlag als Beſtandteil des Gehalts , ſoweit nichts anderes

beſtimmt iſt .
III . Kinderzuſchläge .

§ 16. Die Beamten erhalten für jedes unterhaltsberechtigte
Kind einen Kinderzuſchlag . Dieſer beträgt für Kinder bis zum

vollendeten ſechſten Lebensjahre monatlich vierzig Mark , bis zum

vollendeten vierzehnten Lebensjahre monatlich fünfzig Mark und

bis zum vollendeten einundzwanzigſten Lebensjahre monatlich

ſechzig Mark .
Der Kinderzuſchlag wird jedoch für Kinder vom vierzehnten

bis zum einundzwanzigſten Lebensjahre nur gewährt , wenn ſie

nicht eigenes einkommenſteuerpflichtiges Einkommen haben.

Überſteigt das eigene Einkommen des Kindes den ſteuerfreien
Einkommensanteil um weniger als den Betrag des Kinderzu⸗

ſchlags einſchließlich des Teuerungszuſchlags ( § 17) , ſo wird der

Kinderzuſchlag gewährt , jedoch gekürzt um den Betrag , um den

das eigene Einkommen des Kindes den ſteuerfreien Einkom⸗

mensteil überſteigt .
Unterhaltungsberechtigt im Sinne des Abſ . 1 ſind :

eheliche Kinder ;

für ehelich erklärte Kinder ;
an Kindes Statt angenommene Kinder ;
uneheliche Kinder , ſoweit der Beamte ihren Unterhalt be⸗

ſtreitet .
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Ein Beamter , der als Erzeuger eines unehelichen Kindes die⸗

ſem Unterhalt gewährt , erhält den Kinderzuſchlag nur , wenn

ſeine Vaterſchaft feſtgeſtellt iſt .

Die Kinderzuſchläge fallen fort mit dem Ablauf des Viertel⸗

jahrs , in dem das für den Wegfall des Zuſchlags maßgebende

Ereignis ſich zugetragen hat .

IV . Teuerungszuſchläge .

§ 17. Zur Anpaſſung des Grundgehalts , des Ortszuſchlags
und der Kinderzuſchläge der planmäßigen Beamten , die ihren
dienſtlichen Wohnſitz im Deutſchen Reiche haben , an die Verände⸗

rungen in der allgemeinen Wirtſchaftslage iſt den Beamten ein

veränderlicher Teuerungszuſchlag zu gewähren . Art und Höhe
des Teuerungszuſchlags werden durch den Reichshaushaltsplan
beſtimmt .

Abſ . 1 gilt ſinngemäß für die außerplanmäßigen Beamten .

V. Gemeinſame Vorſchriften .

18. Beamten , die gleichzeitig mehr als eine Stelle im

Reichsdienſt bekleiden , werden das Dienſteinkommen , die Kin⸗

der⸗ und die Teuerungszuſchläge nur der Stelle gewährt , welche

auf den höchſten Satz Anſpruch gibt .
Beamte , die im Reichsdienſt nur ein Nebenamt bekleiden , er⸗

halten keine Orts⸗ , Kinder⸗ und Teuerungszuſchläge .
Verheiratete weibliche Beamte erhalten den Ortszuſchlag zur

Hälfte . Die Zuſchläge für gemeinſame Kinder werden ihnen
nur gewährt , wenn der Ehemann bei Berückſichtigung ſeiner ſon⸗

ſtigen Verpflichtungen außerſtande iſt , ohne Gefährdung des

ſtandesmäßigen Unterhalts der Familie dieſe zu unterhalten .
Bezieht ein Beamter ein Grundgehalt aus Reichsmitteln , und

zugleich aus Landesmitteln , ſo erhält er von den Orts⸗ , Kinder⸗

und Teuerungszuſchlägen aus Reichsmitteln nur den Teil⸗

betrag , der dem aus Reichsmitteln bezahlten Grundgehalt ent⸗

ſpricht . Die Höhe des Ortszuſchlags richtet ſich nach dem höch⸗

ſten Grundgehalt .
§ 19. Mit einem Amte verbundene Nebenbezüge , namentlich

Feuerungs⸗ und Beleuchtungsmittel , Dienſtkleidung , Jagdnur⸗

zung , Nutzung von Dienſtgrundſtücken und dergleichen werden

den Beamten mit einem angemeſſenen Betrag auf das Dienſt⸗
einkommen angerechnet . Die Höhe dieſes Betrags wird von der

oberſten Reichsbehörde im Einvernehmen mit dem Reichsmini⸗

ſter der Finanzen feſtgeſetzt .
Mannſchaften und Unteroffiziere erhalten neben der Beſol⸗

dung Dienſtbekleidung , in der Marine Dienſtbekleidung oder

Kleidergeld .
Deckoffiziere und Offiziere bis zur Beſoldungsgruppe XIII

einſchließlich erhalten neben der Beſoldung eine Entſchädigung
für beſondere Abnutzung der Dienſtbekleidung nach näherer Be⸗

ſtimmung des Reichshaushaltsplans . Das gleiche gilt für Be⸗

amte der Wehrmacht , die wie Offiziere zum dauernden Tragen
der Dienſtbekleidung verpflichtet ſind .



Die Soldaten der Wehrmacht bis zur Beſoldungsgruppe XIII
einſchließlich haben Anſpruch auf freie ärztliche Behandlung ſo⸗

wie nach Maßgabe des Reichshaushaltsplans Anſpruch auf freie

Krankenpflege und auf Gebrauch von Heil⸗ und Kurmitteln .

Ihre Ehefrauen und die nach § 16 zu berückſichtigenden Kinder

haben Anſpruch auf freie ärztliche Behandlung durch den Trup⸗

pen⸗ oder Garniſonarzt .

Für die in Natur gewährte Verpflegung und kaſernenmäßige

Unterkunft werden den Angehörigen der Wehrmacht Beträge in

einer durch den Reichshaushaltsplan feſtzuſetzenden Höhe ein⸗

behalten .
Entſchädigungen an eingeſchiffte Angehörige der Marine und

an das Maſchinenperſonal der in Dienſt geſtellten Kriegsfahr⸗

zeuge werden durch den Reichshaushaltsplan geregelt .

Die nach § 19 Abſ . 2 bis 4 den Angehörigen der Wehrmacht

gewährten Naturalbezüge und Entſchädigungen fallen unter

8 12 Nr . 8 des Einkommenſteuergeſetzes vom 29 . März 192⁰0

( Reichs⸗Geſetzbl . S . 359 ) , nicht dagegen Dienſtwohnungen und
Teile des Dienſteinkommens , die für Verpflegung und kaſernen⸗

mäßige Unterkunſt einbehalten werden .
§ 20 . Das Dienſtenkommen ſowie die Kinder⸗ und Teue⸗

rungszuſchläge werden an außerplanmäßige Beamte ſowie an

Mannſchaften und Unteroffiziere monatlich im voraus , im übri⸗

gen bei überweiſung auf ein Konto vierteljährlich andernfalls⸗

monatlich im voraus gezahlt .

Alle einzelnen Zahlungen ſind auf volle fünf Pfennig nach

oben abzurunden .

VI . übergangsvorſchriften .

§ 21. Den in Abwicklungsämtern oder Abwicklungsſtellen
beſchäftigten ſowie denjenigen Beamten , deren Stellen künftig

wegfallen , wird das Gehalt nach der Beſoldungsordnung III

gewährt , ſoldeit ſie nicht in der Beſoldungsordnung 1 aufgeführt

ſind .
§ 22. Auf Beamte , die ſeit der Umgeſtaltung des Staatswe⸗

ſens einſtweilen in den Ruheſtand verſetzt worden ſind , finden

die Vorſchriften dieſes Geſetzes mit der Maßgabe Anwendung ,

daß ihr Wartegeld mit Wirkung vom 1. April 1920 neu feſt⸗

gefetzt wird . Die Neufeſtſetzung iſt von der oberſten Reichsbe⸗

hörde vorzunehmen oder , wenn dieſe nicht mehr beſteht , von der⸗

jenigen oberſten Reichsbehörde , der die für die Regelung des

Wartegeldes zuſtändige Behörde unterſteht .
Abſ . 1 gilt ſinngemäß für Beamte , die ſeit Beginn des Krieges

1914/1918 freiwillig in den Ruheſtand getreten , aber ohne Un⸗

terbrechung als Beamte im Reichsdienſt weiterverwendet worden

ſind , ſowie für Beamte des auswärtigen Dienſtes , die infolge

des Ausbruchs des Krieges oder des Abbruchs der diplomatiſchen

Beziehungen einſtweilen in den Ruheſtand verſetzt worden ſind .

Auf Beamte , deren Penſion unter Zugrundelegung des in die⸗

ſem Geſetze vorgeſehenen Dienſteinkommens berechnet wird , iſt
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das Geſetz , betreffend Erhöhung der Penſionen von Reichsbeam⸗
ten , die das fünfundſechzigſte Lebensjahr vollendet haben , vom
12. September 1919 ( Reichs⸗Geſetzbl . S . 1653 ) nicht anzuwenden .

§ 23 . Beamte , die infolge einer Umbildung der Reichsbehör⸗
den aus Anlaß der Umgeſtaltung des Staatsweſens aus dienſt⸗
lichen Rückſichten in Stellen von geringerem Dienſteinkommen
verwendet werden , erhalten während der Dauer dieſer Verwen⸗
dung das Grundgehalt , das ſie in ihrer früheren Stelle nach den
Vorſchriften dieſes Geſetzes bezogen hätten .

Abſ . 1 gilt nicht für die Soldaten der Wehrmacht .

§ 24 . Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes im
Dienſte befindlichen Beamten werden in diejenige Gehaltsſtufe
der neuen Beſoldungsgruppen eingereiht , die ihrem Beſoldungs⸗
dienſtalter in dem Amte entſpricht , das ſie beim Inkrafttreten
dieſes Geſetzes bekleiden . Werden durch dieſes Geſetz mehrere
Klaſſen der bisherigen Beſoldungsordnung in einer Beſoldungs⸗
gruppe vereinigt , ſo iſt die volle Dienſtzeit , die der Beamte in
den vereinigten Klaſſen zurückgelegt hat , bei der Feſtſetzung des
Beſoldungsdienſtalters zu berückſichtigen .

Abſ . 1 gilt ſinngemäß für die außerplanmäßigen Beamten .

§ 25 . Das Beſoldungsdienſtalter derjenigen mit Wirkung
von einem früheren Tage als dem 1. April 1920 beförderten oder
im dienſtlichen Intereſſe verſetzten Beamten , welche am 1. April
1920 ein geringeres penſionsfähiges Gehalt als in einer vor⸗
her von ihnen bekleideten Stelle , falls ſie in dieſer verblieben
wären , nach den neuen Gehaltsſätzen zu beziehen haben würden ,
oder welche in der vorher bekleideten Stelle bei dem nächſten
Aufrücken eine höhere Gehaltsſtufe erreicht haben würden , als
dies in der neuen Stelle der Fall ſein würde , iſt ſo feſtzuſetzen ,
als wenn die Beamten vor dem 1. April 1920 nach § 24 dieſes
Geſetzes in die ihrer früheren Stelle entſprechende Beſoldungs⸗
gruppe eingereiht und ſodann mit Wirkung vom 1. April 1920
in die neue Beſoldungsgruppe befördert oder verſetzt wären .

In gleicher Weiſe iſt das Beſoldungsdienſtalter aller mit Wir⸗
kung vom 1. April 1920Heförderten oder im dienſtlichen In⸗
tereſſe verſetzten Beamten feſtzuſetzen .

Die Einreihung von Beamten in Stellen , die in der Beſol⸗
dungsordnung als gehobene bezeichnet ſind , gilt als Beförderung
im Sinne des Abſ . 1.

§ 26 . Den Beamten aus der Klaſſe der ehemaligen Militär⸗
anwärter wird , auch wenn ſie ſich in Beförderungsſtellen befin⸗
den , das Beſoldungsdienſtalter inſoweit vorgerückt , wie es vor⸗
gerückt wäre , wenn der § 5 Abſ . 3 und 4 ſchon zur Zeit der
erſten planmäßigen Anſtellung oder der überführung in eine
höhere Gehaltsklaſſe gegolten hätte .

§ 27 . Allen Beamten wird , auch wenn ſie ſich in Beförde⸗
rungsſtellen befinden , das Beſoldungsdienſtalter inſoweit vor⸗
gerückt , wie es vorgerückt wäre , wenn § 5 Abſ . 2 und § 10 ſchon
zur Zeit der erſten planmäßigen Anſtellung gegolten hätten .

Für die aus Nichtdiätaren hervorgegangenen Beamten wird
das diätariſche Dienſtalter nach den Beſtimmungen der 88 7,
10 feſtgeſetzt



§ 28 . Für diejenigen Beamten , die bisher ein Einzelgehalt

bezogen haben und für die durch dieſes Geſetz Dienſtaltersſtu⸗

fen eingeführt werden , wird das Beſoldungsdienſtalter auf den

Tag des Einrückens in ihre Stelle feſtgeſetzt , ſoweit nicht die

Vorſchrift des § 25 günſtiger iſt .

§ 29 . Die von Angehörigen der Reichsmarine bei dem In⸗

krafttreten dieſes Geſetzes bereits erworbenen Seefahrzulagen
werden bis zum Ausſcheiden aus der bisher mit Seefahrzulagen
ausgeſtatteten Stelle weitergewährt .

§ 30. War das bisherige Dienſteinkommen eines Beamten

einſchließlich der bisherigen Teuerungszulagen am 31. März
1920 höher als ſeine Bezüge auf Grund dieſes Geſetzes , ſo iſt

ihm der Unterſchiedsbetrag , ſoweit es ſich um penſionsfähige
Bezüge handelt , als penſionsfähiger Zuſchuß , im übrigen als

nichtpenſionsfähiger Zuſchuß über den Reichshaushaltsplan bis

zu dem Zeitpunkt weiterzugewähren , in dem er durch die Er⸗

höhung in den neuen Bezügen ausgeglichen wird . Hierbei blei⸗

ben Erhöhungen der Kinderzuſchläge und des Ortszuſchlags in⸗

ſoweit außer Anrechnung , als ſie lediglich infolge einer Ver⸗

mehrung der Kinderzahl , der Hinaufſetzung eines Ortes in eine

höhere Ortsklaſſe oder der Verſetzung an einen Ort einer höhe⸗

ren Ortsklaſſe eintreten .
Der Ausgleichung nach Abſ . 1 wird ſtets der höchſte ſeit dem

1. April 1920 in Geltung geweſene Hundertſatz des Teuerungs⸗

zuſchlags zugrunde gelegt .

In gleicher Weiſe iſt den Penſionären , die im Reichsdienſt
wieder angeſtellt worden ſind , ein etwaiger Ausfall an Penſio⸗

nen und Dienſteinkommen einſchließlich der bisherigen Teue⸗

rungszulagen bis zu dem angegebenen Zeitpunkt überplanmäßig

zu erſetzen .

VII . Schlußvorſchriften .

§ 31. J. Das Reichsbeamtengeſetz in der Faſſung der Be⸗

kanntmachung vom 18. Mai 1907 ( Reichs⸗Geſetzbl . S . 245 ) wird

wie folgt abgeändert :

1. § 4 Abſ . 2 erhält folgende Faſſung :

„ Der Anſpruch des Beamten auf Gewährung des mit

dem Amte verbundenen Dienſteinkommens beginnt in Er⸗

mangelung beſonderer Feſtſetzungen mit dem Tage des

Amtsantritts . “

§ 5 tritt außer Kraft . ( Zahlung monatlich oder viertel⸗

jährlich im voraus ) .

3. Im § 26 Abſ . 3 iſt an Stelle von „ 12 000 Mark “ „ 18 000

Mark “ zu ſetzen . ( Wartgeld bei einſtweiliger Zuruhe⸗

ſetzung . )

II . Im § 2 Abſ . 2 des Beamtenhinterbliebenengeſetzes vom

17. Mai 1907 ( Reichs⸗Geſetzbl . S . 208 ) ſowie im § 2 Abſ . 2 des

Militärhinterbliebenengeſetzes vom 17. Mai 1907 ( Reichs⸗Geſetz⸗
blatt S . 214 ) iſt an Stelle von „ 300 Mark “ und „ 5000 Mark “ zu

ſetzen „ 900 Mark “ und „ 9000 Mark “ . Das Witwengeld beſteht
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vom Hundert der Penſion , mindeſtens 900 , höchſtens 9000
Mark . “

§ 32 . Dieſes Geſetz tritt mit Ausnahme des § . 5 Abſ . 2 Satz 1
mit Wirkung vom 1. April 1920 in Kraft . Mit dem gleichen
Zeitpunkt tritt das Beſoldungsgeſetz vom 15. Juli 1909 (Reichs⸗
Geſetzbl . S . 573 ) mit Ausnahme des § 30 außer Kraft .

Die Neuaufſtellung des Ortsklaſſenverzeichniſſes hat unver⸗
züglich mit Wirkung vom 1. April 1920 zu erfolgen .

Die Beſoldungsordnungen ſind ſpäteſtens bis zum 31 . Okto⸗
ber 1920 einer Nachprüfung zu unterziehen , und zwar mit rück⸗
wirkender Kraft vom 1. April 1920 .

Bis dahin kann der Reichsminiſter der Finanzen Reichsbe⸗
amte , die in den Beſoldungsordnungen nicht aufgeführt ſind ,
einer Beſoldungsgruppe zuteilen .

§. 88 . § 5 Abſ . 2 Satz 1 dieſes Geſetzes tritt mit dem 1. April1925 in Kraft .
Bis dahin erhalten die Zivilanwärter vom Beginne des ſech⸗

ſten , die Militäranwärter vom Beginne des fünften , die Poſt⸗ ,
Telegraphen⸗ , Fernſprech⸗ und Schreibgehilfinnen vom Beginnedes neunten Diätariendienſtjahrs an Diäten entſprechend den
Grundgehältern derjenigen Beamten , in deren Eigenſchaft ſiebeim regelmäßigen Verlauf ihrer Dienſtlaufbahn zuerſt plan⸗
mäßig angeſtellt werden , ſowie den Ortszuſchlag , den dieſe Be⸗
amten beziehen .

Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters der bis zum
Inkrafttreten dieſes Geſetzes angenommenen außerplanmäßigen
Beamten iſt von der Zeit , die im außerplanmäßigen Reichsbe⸗
amtenverhältniſſe bei dem gleichen Dienſtzweig zwiſchen dem
Beginne des Diätariendienſtalters und der erſten planmäßigen
Anſtellung verbracht worden iſt , der Teil auf das Beſoldungs⸗
dienſtalter anzurechnen , der fünf Jahre überſteigt , bei den Poſt⸗,Telegraphen⸗ , Fernſprech⸗ und Schreibgehilfinnen der Teil , der
acht Jahre überſteigt .

§ 34. Anderungen der durch dieſes Geſetz geregelten Gehäl⸗
ter , Ortszuſchläge und Kinderzuſchläge ſowie der auf Grund
der Gehälter und Ortszuſchläge feſtgeſetzten Penſionen , Warte⸗
gelder und Verſorgungsgebührniſſe , ebenſo Anderungen der Ein⸗
reihung der Beamten in die Gruppen der Beſoldungsordnung
können durch Geſetz erfolgen .

Werden Beamte durch eine ſolche Anderung hinſichtlich der
im Abſ . 1 genannten Bezüge oder hinſichtlich ihrer Einreihungin die Gruppen der Beſoldungsordnung mit rückwirkender Kraft
ſchlechter geſtellt , ſo ſind die Unterſchiedsbeträge nicht zurück⸗
zuerſtatten .

Abſ . 2 gilt ſinngemäß für Verſorgungsberechtigte .
§, 85 . Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz er⸗

läßt der Reichsminiſter der Finanzen mit Zuſtimmung des
Reichsrats . Sie ſind dem Reichstag unverzüglich zur Genehmi⸗

Das Witwengeld beſteht in 40 v. H. der Penſion , mindeſtens 900 ,
hochſtens 9000 M.
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gung vorzulegen . In gleicher Weiſe iſt der Reichsminiſter der

Finanzen ermächtigt , Beſtimmungen für ſolche Fälle zu treffen ,

in denen die beſondere Lage der Verhältniſſe eine abweichende

Regelung geboten erſcheinen läßt .

Berlin , den 30 . April 1920 .

Der Reichspräſident .

gez . Ebert .

Der Reichsminiſter der Finanzen .

gez . Dr . Wirth .

( Die Einreihung der Beamten in die einzelnen Gruppen

wurde abgeändert und iſt bei Abſchluß des Eiſenbahnkalenders
noch nicht endgültig fertig geſtellt . Die Beſoldungsſätze haben

keine Abänderung erfahren , ſie ſind nachſtehend für die Eiſen⸗

bahnbeamten abgedruckt . ) Ausführungsbeſtimmungen ſ. RVBl

18 1920 .

Sinn ſpruch : Heut meint jeder Poſtillon
— Wird die Welt doch immer dreiſter —
Bringen muß es ſein Herr Sohn
Mindeſtens zum Reichspoſtmeiſter ! Hch. Vierordt .

Beſoldungsordnung 1.

A. Aufſteigende Gehälter .

Gruppe 1.

40004300460049005200 —5500 —570059006000 M.

Wächter , Schrankenwärter .

Gruppe II .

430047005000 — 5300—56005800 6000 62006400 M.

Amtsgehilfen , Techniſche Gehilfen , Pförtner , Heizer , ſoweit

nicht in Gruppe III , Maſchinenwärter , Eiſenbahnſchaffner , Rot⸗

tenführer , Rangierer , Weichenwärter , Bahnwärter .

Gruppe III .

460050005400 —570060006300 - 6500 —67006900 M.

Magazinaufſeher , Bauaufſeher , Eiſenbahnoberſchaffner ( Pack⸗

meiſter , Reſerve⸗Zugführer , Ladeaufſeher ) , Rottenaufſeher , Ran⸗

gieraufſeher , Aufſeher ( im Sicherungsdienſt ) , Wagenaufſeher ,
Stationsaufſeher , Oberweichenwärter , Telegraphenmechaniker
bei der Eiſenbahn , Oberleitungsaufſeher , Obermatroſen , Ma⸗

ſchiniſten , Lokomotivheizer , Schiffsheizer , Seeheizer , Schiffsma⸗

ſchinenaufſeher , Seemaſchinenaufſeher , Eiſenbahngehilfen , Fern⸗

ſprechgehilfen , Poſt⸗ und Telegraphengehilfinnen , Schreibge⸗
hilfinnen .
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Gruppe IV .

5000—5400—5800—6200—6500—6800—7100—78007500 M.
Werkführer , Kanzleiaſſiſtenten , Betriebsaſſiſtenten , techniſcheund nichttechniſche , Eiſenbahnbetriebsaſſiſtenten , Telegraphenbe⸗triebsaſſiſtenten , Zugführer (Oberpackmeiſter , Lademeiſter ) , Rot⸗

tenmeiſter , Rangiermeiſter , Wagenweiſter , Stationsmeiſter ,Stellwerksmeiſter , Werkführer ( im Sicherungsdienſt ) , Triebwa⸗
genführer , Reſerve⸗Lokomotivführer, Magazinmeiſter , Oberma⸗
ſchiniſten , Schiffsmaſchiniſten , Steuermänner , Seeſteuermänner ,Schiffsführer ( für kleinere Fahrzeuge ) . Telegraphenwerkführer .

Gruppe V.

5400—5800—6200—6600 —70007300760070008100 M.
Aſſiſtenten , techniſche und nichttechniſche , Bauaſſiſtenten , Bureau⸗

aſſiſtenten , Regiſtraturaſſiſtenteni ), Kanzleiſekretäre , Betriebs⸗
ſekretäre , techniſche und nichttechniſche , Eifenbahnbetriebsſekretäre(Eiſenbahnaſſiſtenten , Materialienverwalter , Bahnhofsverwalter ) ,Lokomotivführer , Schiffsobermaſchiniſten , Ztoeite Seemaſchini⸗ſten , Seeoberſteuermänner , Schiffskapitäne , Zollkapitäne , Lotſen ,Telegraphenoberwerkführer, Oberwerkführer .

Gruppe VI .

5800—6800—6800—7800—770081008300 —8500 —8700 M.
Kanzleivorſteher , ſoweit nicht anderweit aufgeführt , Regiſtra⸗toren , Sekretäre , techniſche und nichttechniſche , Bauſekretäre , Ei⸗

ſenbahnſekretäre , ( Bahnhofs⸗ , Güter⸗ Kaſſen⸗ , Materialienvor⸗ſteher ) , Obermaſchinenmeiſter , Eiſenbahntechniker , Bahnmeiſter ,Werkmeiſter , ſoweit nicht anderweit aufgeführt , Bauzeichner ,Oberlotſen , Kupferſtecher , Lithographen .

Gruppe VII . “
620067007200770081 00 - 8500 - 890001009300 M.

Oberſekretäre , techniſche und nichttechniſche , Eiſenbahnoberſe⸗kretäre (Obermaterialienvorſteher , Oberbahnhofsvorſteher , Ober⸗
gütervorſteher , Oberkaſſenvorſteher) , Kanzleivorſteher bei denReichsmittelbehörden , Regiſtraturvorſteher , Oberbahnmeiſter ,Werkſtättenvorſteher , Erſte Seemaſchiniſten , Seekapitäne .

Gruppe VIII . “

6800—74008000 —8600 —910006009900 —1 0 200 M.
Bureau⸗Inſpektoren als Vorſteher von Bureauabteilungen undDienſtſtellen von beſonderer Bedeutung , Inſpektoren bei denReichsmittelbehörden, Eiſenbahninſpektoren ( Rechnungsreviſoren ,Verkehrskontrolleure , techniſche Betriebskontrolleure , Eiſenbahn⸗betriebskontrolleure, Oberbaukontrolleure , Betriebskontrolleure ,Materialienkontrolleure), ferner Oberbahnhofvorſteher , Ober⸗gütervorſteher , Oberkaſſenvorſteher , Werkſtättenvorſteher , Ober⸗

materialienvorſteher , Oberbahnmeiſter , als Leiter beſondersgroßer und ſchwieriger Dienſtſtellen , Betriebsinſpektoren , Eiſen⸗ahningenieure , Maſchineningenieure , Hauptkaſſenkaſſiere .

Die Verhältniſſe ſind noch nicht ganz geregelt.

3.........̟....



Gruppe IX . “

7600 - 83009000 —9600 —10 200 —40 800 —11 100 —11 400 M.

Oberinſpektoren , Bauamtmänner , Bureauvorſteher bei den

Reichsmittelbehörden , Miniſterialregiſtratoren , Oberlandmeſ⸗
ſer , Eiſenbahnoberingenieure , Maſchinenoberingenieure , Haupt⸗
kaſſenrendanten bei der Eiſenbahn , Rechnungsdirektoren , ſoweit
nicht in Gruppe X.

Gruppe X. “

84009200 —10 000 10 800 —11 300 —- 11 800 —12 800 —12 600 M.

Rechnungsdirektoren ( erſte ) , Eiſenbahndirektoren , Regierungs⸗
räte , Intendanturräte , Baumeiſter , Bauräte , Regierungsbauräte .

Gruppe XI . “

970010 700 —11 700 —12 500 —43 800 —183 700 —14 100 —44 500 M.

Regierungsräte , techniſche und nichttechniſche , Intendantur⸗
räte , Poſträte , Finanzräte , Gewerberäte und gleichſtehende Be⸗
amte in gehobenen Stellen , Regierungsräte als Mitglieder der

Reichsmittelbehörden mit Ausnahme des Mitglieds für mecha⸗
niſch⸗techniſche Angelegenheiten bei der Reichsanſtalt für Maß
und Gewicht .

Gruppe XII . “

11 200 —412 200 —18 200 —44 200 —15100 —16 000 —16 800 M.

Oberregierungsräte , Oberregierungsbauräte , Oberpoſträte ,
Miniſterial⸗Bureaudirektoren bei den oberſten Reichsbehörden .

Gruppe XIII . “

13 200 —15 600 —18 000 —19 00020 000 M.

Miniſterialräte , Abteilungsdirektoren bei dem Reichsmonopol⸗
amt für Branntwein und den höheren Eiſenbahnverwaltungs⸗
behörden und vortragende Räte .

B. Einzelgehälter .

25 000 M.

Präſidenten der höheren Eiſenbahnverwaltungsbehörden .

* Die Verhältniſſe ſind noch nicht ganz geklärt
* Hierher werden eingereiht : 22 adminiſtrative , 31 bahnbautechniiche, 20 maſchinen⸗

techniſche Vorſtände von Bezirksſtellen, Hilfsreferenten und Inſpektionsbeamten bei Zentral⸗
ſtellen, 1 Vorſtand der Dampfſchiffahrtsinſpektion , l Vorſtand der Eiſenbahnhauptkaſſe ,
10 adminiſtrative II. Beamte, 22 bahnbautechniſche II . Beamte, 1 maſchinentechniſcher II .
Beamter , ferner 12 adminiſtrative , 21 bahnbautechniſche, 5 maſchinentechniſche II . Veamte
als Eiſenbahnamtmänner .

* Hier werden eingereiht 32 Kollegialmitglieder , der Vorſtand der Hauptwerkſtätte ,
2 Hilfsreferenten beim Miniſterium .

* Hier werden eingereiht 9 Kollegialmitglieder mit Stellenzulagen .
Es ſind hier eingereiht 4 Abteilungsvorſtände und 3 vortragende Räte.
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Diätenordnung für die außerplanmäßigen Beamten der Reichs⸗
verwaltung

Diätenſätze vom Beginne des

„ E „ ͤ „
Diätarienjahres ab

für Zivilanwärter . . 7080 85 90 95 3 —
für Militäranwärter . 8085 90 95 — — — —
für die im § 5 Abſ . 2 ge⸗

nannten Beamtinnen . 60 657075 80 85 9095
vom Hundert des Anfangsgrundgehalts derjenigen
Gruppe , in der der Diätar beim regelmäßigen
Verlaufe ſeiner Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig

angeſtellt wird

Gruppe ] Zivilanwärter 2 8003 200ſ3 400,3 60003 800 — — —
Militäranwärter 3 200 3 4003 600/3 80o0( — — — —

Gruppe ] Zivilanwärter .3 0103 440ſ3 655 8 870,4085 — 3
II Sabeenieddn 34403 655/3 8704085 — R — — — —

Zivilanwärter .J3 220ſ3 6803 910l4404370 — —

Gruppe ] Militäranwärter [ 3 680 39104 1404370 —— — —
III Beamtinnen in

8 5 Abſ . 2. 2 760ſ 2 9903 22003 45003 680,3 9104 140½4 370

Gruppe] Zivilanwärter . à 500ſ 40004 250. 4500,4750 —
— —IV Militäranwärter 4 000f4 2504 500 4750 — —

—
Gruppe ] Zivilanwärter 3 78043204 5904 860 5 130 — —

V 4320ʃ45904 860,5 130 — — ——

Gruppe ] Zivilanwärter 4060l 4 640ʃ4 930 5 2205 510 —d —
VI [ Militäranwärter 4640 49305 2205 51000 —

Gruppe] Zivilanwärter 4 340 40605 270,5 580 5 890 —

VII Atemarde 49605 270,5 580 5 890 [ —
— — —

Gruppe VIirr 4760 540 780 6 120 6 460
—

— —
5 320 6 080ſ6 460 6 8407 220 — — —

5 8806 72007 1407 560l7 980 —
7560

6 7907 760] 8 245824582450 —
Diejenigen außerplanmäßigen

kaufbahn zuerſt in Grupde X
Beamten, die beim regelmäßigen Verlauf ihrer Dienſt⸗planmäßig angeſtellt werden und auf die nach dieſer AnſtellungAnmerkung 3 zu Anlage 1 Sruppe X anzuwenden iſt, erhalten im fünften Diätariendienſtjahredieſelben Bezüge wie im vierten .

Diejenigen außerplanmäßigen Beamten, die beim regelmäßigen Verlauf ihrer Dienſt⸗
laufbahn zuerſt in Gruppe XI planmäßig angeſtellt werden, erhalten im vierten und fünftenDiätariendienſtjahre dieſelben Bezüge wie im dritten .

4 *
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Ortszuſchlag

Jahresbetrag bei einem Grundgehalte

Orts⸗ ö über über über über über 1

faſſe 38 %4900 bis 5500 bis 7000 bis 8100 bis 10500 :s26er—＋4%
57οοανẽοο νUõjpÆ¹οοe2500

4 — 4 2 4

2 000 [ 2 500 3 000 3 500 40004 500 5 000

5 1600 2 000 2 400 2 8003 2003600 4000

1 400 1 7002 000 [2 300 2 6002 9003 200

1 200 1 450 1 700 1 9502 200 [ 2 4502 700

E . . 1 000 1 2001 400 1 6001 800 2000 2200
Penſions⸗

fähig . ] 1440 1 7602 1002 4302 760 3 090 3 420

Einteilung der Ortsklaſſen :

Ortsklaſſe A: Mannheim , Berlin .

Ortsklaſſe B: Baden , Freiburg i. B. , Heidelberg , Karlsruhe ,
Konſtanz , Pforzheim , Mainz .

Ortsklaſſe C: Bruchſal , Durlach , Emmendingen , Ettlingen ,
Kehl , Lahr , Lörrach , Offenburg , Raſtatt , Singen , Weinheim ,
Darmſtadt , Magdeburg , Würzburg .

Ortsklaſſe D: Achern , Appenweier , Bad . Rheinfelden , Breiſach ,
Bretten , Bühl , Tällweißenſtein , Donaueſchingen , Eberbach , Fahr⸗
nau , Friedrichsfeld , Furtwangen , Gaggenau , Grenzach , Kandern ,
Ladenburg , Weil ( Gemarkungsteil Leopoldshöhe ) , Mosbach , Müll⸗
cheim , Neckarelz , Neckargemünd , Neuſtadt ( Schwarzwald ) , Ober⸗
kirch , Radolfzell , Säckingen , Sandhauſen , St . Georgen in B. ,
St . Georgen i. Schw . , Schönau i. W. , Schopfheim , Schwetzingen ,
Sinsheim , Staufen , Tauberbiſchofsheim , Todtmoos , Todtnau ,
Triberg , überlingen , Villingen , Waldkirch , Waldshut , Wertheim ,
Wiesloch , Wolfach , Zell i. W.

Ortsklaſſe E: Alle übrigen Orte . ( NBl 61 1920 . ) RVBl 1920 ,
Arbeiter .

Die 3 herrſchenden Gewalten :

Tres res cuncta gubernant :
Mars Ars Lex .
In bello Mars lex ,
In pace Ars lex .

Ergo : Mars lex , Ars lex !
Lex mihi , lex tibi , lex omnibus .

Cato .
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